
Bundessozialgericht

8 RK30/83 lm Namen des Volkes

Urteil

in dem Rechtssheh

...........0.....l.0.0.1.........IOOOOOOIOOIIOOOO

Klägerin und Revisionsbeklagte,

g e g e n

.'COICCOODOOIOOOODOO oooooooooooooo voooooooooooooon

Beklagte und Revisionsklägerin.

Der 8. Senat des Bundessozialgerichts hat am 25. April 198ü

ohne mündliche Verhandlung

für Recht erkannt:

Auf die Revision
der Beklagten wird das Urteil des Sozial-

gerichts Düsseldorf vom 19. April 1983 aufgehoben, soweit

das Sozialgericht festgestellt hat, daß die Beklagte nicht

berechtigt ist, von den nach S 1ü33 -RVO- abzuführenden

Beiträgen Beträge wegen angeblicher oder bestehender Er-

satzansprüche abzuziehen. Insoweit wird die Klage abgewie-

sen .

Im übrigen wird die Revision der Beklagten zurückgewiesen.
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Die Beteiligten haben einander auch für das Revisionsver—

fahren keine Kosten zu erstatten.

G r ü n d e :

Die Beteiligten streiten über die Berechtigung der beklagten

Krankenkasse, als Einzugsstelle gegen die an die anderen

Versicherung3träger abzuführenden Beiträge mit Gegenforderungen

aus
Erstattungsansprüchen aufzurechnen.

Die Beklagte war verpflichtet, als Einzugsstelle für Oktober 1979

an die Klägerin, die Landesversicherungsanstalt Rheinprovinz,

Beiträge gemäß 5 1ü33 der Reichsversicherungsordnung (RVG) abzu-

f0hren. Ihrérseits hatte sie Erstattungsanspruche gegen die Klä-

gerin, die in den 55 183 Abs 3 bis 5, 1239, 12ü1 und 12üüa RVO

begründet waren. Nachdem die Beklagte mehrfach an die Überweisung

dieser Beträge erinnert hatte, erklärte sie gegenüber der Kläge-

rin die Aufrechnung
gegen die Beiträge, die sie als Einzugsstelle

abzuführen hatte, in der Höhe von 5ü.332‚ü2 DM. Außerdem kün-

digte die Beklagte an, auch in Zukunft wieder Aufrechnungen und

Verrechnungen vorzunehmen,

Das Sozialgericht Düsseldorf (SG) hat die Beklagte antragsgemäß

verurteilt, an die Klägerin 54.332,ü2 DM nebst gesetzlichen Zin-
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sen zu zahlen und festgestellt, daß die Beklagte nicht berechtigt

ist, von den nach 5 1ü33 RVO abzuführenden Beiträgen, Beträge

wegen angeblicher oder bestehender Ersatzansprüche abzuziehen.

Zur Begründung hat es im wesentlichen ausgeführt, die Einzugs-

stelle sei zur unverzüglichen Abfuhrung der eingezogenen Beiträge

verpflichtet. Zwar stehe diesem Anspruch der Klägerin ein

gleichartiger, weil auch auf Geld gerichteter, Gegenanspruch der

Beklagten gegen die Klägerin gegenüber. Dennoch sei eine Auf—

rechnung naoh Treu und Glauben unzulässig, da das Verhältnis der

Krankenkasse als Einzugsstelle zu den anderen Versicherungs-

trägern als besonderes Treuhandverhältnis ausgestaltet sei. Nur

zwei Möglichkeiten für eine Verrechnung seien im Gesetz vorge-

sehen, nämlich mit der Vergütung für Einziehung und Abführung der

Beiträge und mit der Beitragsforderung für die Krankenversiche-

rung der Rentner. Aus denselben Gründen entfalle auch ein Zu-

rückbehaltungsrecht entsprechend 5 273 des Bürgerlichen Gesetz—

buches (BGB).

Mit ihrer — vom SG zugelassenen sowie form- und fristgerecht

eingelegten - Sprungrevision rügt die Beklagte eine Verletzung

der 55 1ü33, 1ü36 Abs 2 RVO iVm 55 273, 387, 389 BGB sowie von

5 103 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG). Entgegen der Auffassung

des SG sei eine Aufrechnung nicht gesetzwidrig, sondern im Hin-

blick auf die Liquidität der Beklagten notwendig gewesen, da die

Klägerin immer erst mit großer Verzögerung gezahlt habe. Das

Treuhandverhältnis erstrecke sich auch auf die Erstattungsan-

sprüche des Krankenversicherungsträgers gegen den Rentenversi—

cherungsträger; in diesem habe sich die Klägerin nicht pflicht-
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gemäß verhalten, so daß die Beklagte aufgrund der 55 67, 68 und

76 des Sozialgesetzbuches — Gemeinsame Vorschriften für die

SoziaIVersicherung - (SGB IV) sich zur Aufrechnung verpflichtet

gefühlt habe. Zumindest habe sie aber ein Zurückbehaltungsrecht.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Düsseldorf vom

19. April 1983 aufzuheben und die Klage abzu-

weisen.

Die Klägerin hat mit Schriftsatz vom 30. März 198“ erklärt, daß

sie hinsichtlich des Klagantrages zu 1) beantrage,

die Beklagte zu verurteilen, 11.247,90 DM nebst 3.393,26 DM

Zinsen für die Zeit bis 29. Februar 1984 und weitere Zinsen

in Höhe des jeweiligen Diskontsatzes von 11.2ü7,90 DM zu

zahlen und im übrigen der Klagantrag zu 1) als in der Haupt-

sache erledigt erklärt werde.

Die Beteiligten sind mit einer Entscheidung ohne mündliche Ver-

handlung einverstanden.

II

Die Revision der Beklagten ist, soweit sie das Feststellungsbe-

gehren der Klägerin betrifft, begründet. Die Feststellungsklage

ist mangels eines FeststellungsintereSSES der Klägerin unzu-

lässig. Im übrigen ist die Revision unbegründet, soweit der Zah—
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lungsanspruch gegen die Beklagte noch streitig ist.

Soweit die Klägerin neben ihrem Leistungsanspruch auch die

Feststellung begehrt, die Beklagte sei nicht berechtigt, von den

abzuführenden Beiträgen Beträge wegen angeblicher oder

bestehender Erstattungsansprüche abzuziehen, ist ihre Klage

unzulässig. Zwar kann nach S 55 Abs 1 Nr 1 SGG auch die

Feststellung des Bestehens oder Nichtbestehens eines

Rechtsverhältnisses begehrt werden. Zwingende Prozeßvoraussetzung

für eine solche Feststellungsklage ist aber das Interesse der

Klägerin an der alsbaldigen Feststellung. An einem solchen

Feststellungsinteresse fehlt es hier, weil das Rechtsverhältnis,

dessen Feststellung begehrt wird, nämlich die Berechtigung der

Aufrechnung, bereits Gegenstand der gleichzeitig anhängigen

Leistungsklage ist, so daß über dieses Rechtsverhältnis im Rahmen

dieser Leistungsklage entschieden wird. Auch unter

öffentlich-rechtlichen Rechtsträgern kann zwar die begründete

Besorgnis, es würden in Zukunft bestimmte Ansprüche aus einem

Rechtsverhältnis geltend gemacht werden, bereits ein Feststel—

lungsinteresse begründen. Andererseits besteht ein solches Fest-H

stellungsinteresse aber nicht, wenn im Rahmen eines Leistungs-

streites über dessen Inhalt entschieden wird. Die Ankündigung der

Beklagten, sie werde auch in Zukunft aufrechnen, kann nicht dahin

verstanden werden, sie werde auch im Falle ihres Unterliegens im

Leistungsstreit anders handeln.

Das SG hat die Beklagte zu Recht verurteilt, die eingezogenen

Beiträge nebst Zinsen an die Klägerin abzuführen. Mit ihrer Er-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


klärung vom 30. März 198ü hat die Klägerin ihren Klagantrag

eingeschränkt, dh im übrigen die Klage zurückgenommen, womit der

Rechtsstreit insoweit in der Hauptsache erledigt ist (S 102

Sätze 1 und 2 SGG).

Die Beklagte ist nicht berechtigt, Beiträge zur Rentenversiche-

rung, die sie als Einzugssstelle (S 1399 RVO) eingezogen hat,

gegen Erstattungsansprüche, die sie als Krankenversicherungsträ-

ger gegen die Klägerin als Rentenversicherungsträger hat, aufzu—

rechnen oder zurückzubehalten. Sie ist vielmehr verpflichtet,

diese Beiträge unverzüglich an die Klägerin abzuführen (S 1433

RVG). Dieser Anspruch der Klägerin als Rentenversicherungsträger

auf Abführung der Beiträge ist nicht entsprechend 5 389 BGB durch

Aufrechnuhg erloschen.

Es kann unentschieden bleiben, ob die Forderung der Klägerin auf

Abführung der Beiträge im Sinne von 5 387 BGB derjenigen der Be-

klagten auf Erstattung gegen die Klägerin gleichartig ist, weil

es sich jeweils um Geldforderungen handelt (vgl dazu BGHZ 14,

3ü2‚ 3ü6 mwN), denn einer Aufrechnung steht bereits das besondere

Verhältnis der Beklagten als Einzugsstelle zu der Klägerin als

Rentenversicherungsträger entgegen. Die Beziehungen der Kranken-

kassen in ihrer Eigenschaft als Einzugsstellen zu den Rentenver-

sicherungsträgern als Beitragsgläubiger sind in 5 1399 einerseits

undden 55 1u33bis 1M37RVG(= 55 121, 155bis 159AVG)ande—
rerseits als besonderes öffentlich-rechtliches Treuhandverhältnis

ausgestaltet, woraus eine besondere treuhänderische Bindung der

Einzugsstelle gegenüber den Rentenversicherungsträgern folgt
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BSGE 15, 36, 40; 15, 118, 122, 123; BSG SozR 1500 5 101 Nr 5).

Die Einzugsstelle zieht nicht nur die Beitragsforderungen ein,

sie entscheidet vielmehr über die Versicherungspflicht, die Bei-

tragspflicht und -höhe und erläßt den erforderlichen Verwal-

tungsakt (S 1399 Abs 3 RVG). Sie trifft darüber hinaus sogar

Entscheidungen über Stundung, Niederschlagung und Erlaß von Bei-

tragsforderungen (SS 1, 2 der Allgemeinen Verwaltungsvorschriften

über den Einzug der Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung

und zur
gesetzlichen Krankenversicherung vom 5. Mai 1972,

Bundesanzeiger Nr 89 S 1 mit Änderung vom 9. Dezember 1982,

Bundesanzeiger Nr 232 S 1). Damit sind der Einzugsstelle Rechte.

der Renténvérsicherungsträger als Beitragsgläubiger übertragen.

Danach erscheint die Einzugsstelle nach außen als Gläubigerin

(BSG SozR 2200 5 1399 Nr 11). Diese gesetzliche Übertragung von

Gläubigerrechten ähnelt einer zivilrechtlichen Abtretung zum

Zwecke der Einziehung (sogenannte Inkassozession), wobei der

—Zessionar die Forderung für Rechnung des Zedenten einzieht und

das, was er erhält, an den Zedenten abzuliefern hat. Er kann

dementsprechend über die Forderung verfügen, dh er erhält die

volle Gläubigerstellung (BSGE 15, 118, 122, 123; Weber in

BGB-RGRKBand11/1 12. Aufl s 398 RdNrn153ff). Nebendem
Rechtsverhältnis der Einzugsstelle zum Beitragsschuldner steht

das Rechtsverhältnis zwischen Einzugsstelle und Rentenversiche-

rungsträger. Es ist ein öffentlich-rechtliches Treuhandverhältnis

zwischen gleichgestellten Trägern (BSGE 22, 157, 158f); sein In-

halt ergibt sich nicht aus dem Beitragsschuldverhältnis, sondern

aus einem gesetzlich geregelten besonderen Rechtsverhältnis

(Zweng/Scheerer/Buschmann, Handbuch der Rentenversicherung
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Band II S 1399 Anm 1). Die Einzugsstelle ist somit nach außen

(gegenüber dem Beitragsschuldner) Inhaberin der Beitragsforde-

rung, im Inhenverhältnis zum Rentenversicherungsträger bleibt die

Beitragsforderung aber ein fremdes Recht, über das die Einzugs-

stelle nicht frei verfügen kann. Vielmehr hat sie dies nach Treu

und Glauben im Interesse des Versicherungsträgers zu tun (BSGE

15, 118, 122, 123). Brackmann (Handbuch der Sozialversicherung,

Stand September 1983, Band I/1 S 193b, 19h, 19üb mwN) bezeichnet

dies Verhältnis zutreffend als "Verwaltungstreuhand".

Dieses Treuhandverhältnis verbietet nach dem Sinn und Zweck sei-

nes gesetzlich geregelten Inhalts die Aufrechnung mit außerhalb

dieses Treuhandverhältnisses begründeten Forderungen. Es ist im

Zivilrecht anerkannt, daß es nach Treu und Glauben dem Treuhänder

verboten sein kann, gegen den Anspruch auf Herausgabe des für den

Treugeber Erlangten mit einer Gegenforderung aufzurechnen, die „

ihren Grund nicht in dem Treueverhältnis und den damit verbunde-

nen Aufwendungen hat (RGZ 160, 52, 60, BGHZ 14, 3M2, 3ü6‚ 347;

16, 12a, 137; Sa, 2uu, 2u7 mwN; Weber, aaO s 387 RdNr 60;

Palandt/Heinrichs, BGB 41. Aufl 5 387 Anm 3). Für das Treuhand-

verhältnis zwischen Einzugsstelle und Rentenversicherungsträger

bestimmt 5 1ü33 RVO eine unverzügliche Abführungspflicht bezüg-

lich der eingezogenen Beiträge, und % 1H36 Abs 2 RVO normiert

gleichzeitig eine Verzinsungspflicht bei schuldhafter Verzögerung

der Abführung. Darin zeigt sich, daß innerhalb dieses Verhält-

nisses der Rentenversicherungsträger mit den ihm zustehenden

Beiträgen jederzeit rechnen können muß, ohne das Risiko einer

gerichtlichen Klärung von Gegenforderungen zu tragen. Die den
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Krankenkassen in ihrer Eigenschaft als Träger der gesetzlichen

Krankenversicherung zustehenden Erstattungsansprüche liegen

außerhalb dieses Treuhandverhältnisses
und

haben deshalb keine

Beziehung zu
ihrer fätigkéit als Einzugsstelle. Ob auch dem auf

Erstattung
gerichteten

Rechtsverhältnis zwischen Krankenversi-

cherungsträger und Rentenversicherungsträger ein Treuhandver-

hältnis
zugrunde

liegt, wie die Beklagte meint, kann unentschie—

den bleiben; jedenfalls sind solche Erstattungsforderungen

(Gegen-)Forderungen außerhalb des Treuhandverhältnisses
zwischen

Einzugsstellén und Rentenversicherungsträgern als Beitragsgläu-

bigern. Das Treuhandverhältnis würde sich dann in sein Gegenteil

verkehren, wenn der Treuhänder versuchte, sich auf Kosten des

Treugebers für eine umstrittene - außerhalb des Treuhandverhält-

nisses stehende
-

forderung aus dem Treugut zu befriedigen (BGHZ

1“. 3"2‚ 347)Ä Daß auch das Gesetz selbst von der Unzulässigkeit

der Aufrechnung ausgeht, geht daraus hervor, daß es ausdrücklich

in zwei Fällen die Aufrechnung oder Verrechnung zuläßt, nämlich

für die Vergütungen der Krankenkassen für Einziehung und Abfühl"

rung der Beiträge (5 7 der Allgemeinen Verwaltungsvorschriften

für den
Einzug der Beiträge) und für den Betrag, den die Kran-'

kenkasse Von der Bundesversicherungsanstalt für Angestellte für

die Krankénüersicherung der Rentner zu erhalten hat (5 10 Abs u

der Verordnung über das Verfahren zum Ausgleich der Leistungs—

aufwendungen in der Krankenversicherung der Rentner vom

20. Dezember 1977 BGBl I S 3146, geändert durch die Verordnung

vom 3. August 1982, BGBl I S 1127). Dieser besonderen
Regelungen

hätte es nicht bedurft, wenn die Einzugsstellen allgemein auf—

rechnen dürften."
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Einem Zurückbehaltungsrecht (S 273 BGB) stehen dieselben Gründe

wie der Aufrechnung entgegen. Die Erstattungs— oder Ersatzan-

sprüche der Beklagten folgen nicht aus demselben Rechtsverhältnis

wie die Ansprüche der Klägerin auf Abführung der eingezogenen

Beiträge. Im übrigen ist auch eine Zurückbehaltung bei gegensei-

tigen fälligen Geldforderungen anstelle einer (unzulässigen)

Aufrechnung nicht zulässig (vgl Palandt/Heinrichs aaO S 273

Anm 5d mN).

Zu Recht hat das SG die Beklagte auch dem Grunde nach zur Zahlung

der gesetzlichen Zinsen verurteilt. Dieser Anspruch der Beklagten

folgt aus 5 1ü36 Abs 2 RVG. Danach hat die Einzugsstelle dem zu-

ständigen Rentenversicherungsträger Verzugszinsen in Höhe des

Diskontsatzes der Deutschen Bundesbank zu zahlen, wenn sie die

Abführung eingezogener Beiträge zur Rentenversicherung der Ar- '7

heiter schuldhaft verzögert. Die Höhe des Zinsanspruches richtet

sich nach der Dauer der Verzögerung. Eine solche schuldhafte

Verzögerung ist hier eingetreten, auch wenn die Beklagte ange-

nommen hat, sie Sei zu der von ihr erklärten Aufrechnung berech—

tigt und deshalb nicht zur Zahlung verpflichtet gewesen. Ein un-

verschuldeter Rechtsirrtum ist zwar grundsätzlich Verzugshin— &

dernis; er ist jedoch an strenge Voraussetzungen geknüpft, ins-

besondere ist es erforderlich, daß der Schuldner bei Anwendung

der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt mit seinem Unterliegen im

Rechtsstreit nicht zu rechnen brauchte (BGH, LM Nr 1 zu 5 285:5

BGB; BGH in NJW 1972 10U5, 10N6 mwN; Staudinger/Löwisch, BGB

12. Aufl 2. Buch 5 285 RdNrn 19ff; Walchshöfer in Münchner
] .

Kommentar Band 2 5 285 RdNrn 8ff). Dabei ist es dem Schuldner“
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„44.

nicht gestattet, das Risiko einer zweifelhaften Rechtslage dem

Gläubiger zuzuschieben (BGH, aaO; BGH, NJW 197“ 1903, 1905).

Grundsätzlich ist dabei der Schuldner zur Einholung von Rechtsrat

verpflichtet und muß die Rechtslage sorgfältig prüfen. Muß er

dann nicht mit einer abweichenden Beurteilung durch die Gerichte

rechnen, fehlt es an seinem Verschulden. Diese allgemeinen Ver-

schuldensgrundsätze beim Verzug sind auch hier zugrundezulegen.

Die Beklagte mußte danach mindestens mit einer abweichenden-Be-

urteilung durch die Gerichte rechnen. Zwar fehlt es an entspre-

chenden Entscheidungen bzw Literaturmeinungen zur Aufrechnung

gegenüber dem Abführungsanspruch aus 5 1433 RVG. Jedoch war die

Rechtsprechung der Zivilgerichte zum Au53chluß der Aufrechnung

bei einem Treuhandverhältnis seit langem bekannt. Die Beklagte

konnte sich demgegenüber auf keine entgegenstehende Rechtsmeinung

stützen, so daß sie und nicht die Klägerin das Risiko der ver-

zögerten Beitragsabführung zu tragen hat.

Die Kostenentscheidung folgt aus 5 193 SGG.
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